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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 5 DIENSTAG, DEN 22. JANUAR 2008

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Bergedorf 94 für den Geltungs-
bereich westlich des Serrahns zwischen Bergedorfer Straße,
Sander Damm, Bahnanlagen und Alte Holstenstraße (Bezirk
Bergedorf, Ortsteil 602) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Sander Damm – Bahnanlagen – Alte Holstenstraße –
Weidenbaumsweg – Nordostgrenze des Flurstücks 4585,
Nordost- und Südostgrenze des Flurstücks 7179, über das
Flurstück 5354, Nordostgrenze des Flurstücks 1764, über
die Flurstücke 7017 (Serrahnstraße) und 7015 (Serrahn),
Ostgrenze des Flurstücks 7015, über das Flurstück 622,
Ost- und Südgrenze des Flurstücks 7015 der Gemarkung
Bergedorf – Bergedorfer Straße – Weidenbaumsweg – Süd-

grenze des Flurstücks 7075 (Grabendamm) der Gemarkung
Bergedorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung sowie die zusammenfassende
Erklärung nach § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nieder-
gelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die
zusammenfassende Erklärung können beim örtlich zustän-
digen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei
eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim
Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.
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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

Verordnung
über den Bebauungsplan Bergedorf 94

Vom 8. Januar 2008

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Dezember 2006
(BGBl. I S. 3316), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 sowie
§ 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fas-
sung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt
geändert am 18. September 2007 (HmbGVBl. S. 298), sowie 
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), geändert am 
11. April 2006 (HmbGVBl. S. 157), wird verordnet:
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2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Entschä-
digungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dem Inkrafttreten
des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem örtlich zu-
ständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereiche“ bezeichneten Gebie-
ten bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart
des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach den bauordnungsrechtlichen
Vorschriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das
Landschaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, ins-
besondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen
Anlage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche
Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche
Anlage beeinträchtigt wird.

2. Im Kerngebiet sind Spielhallen und ähnliche Unterneh-
men im Sinne von § 33i der Gewerbeordnung, die der Auf-
stellung von Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmöglich-
keiten dienen, Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck
auf Darstellungen oder auf Handlungen mit sexuellem
Charakter ausgerichtet ist, sowie Tankstellen im Zusam-
menhang mit Parkhäusern und Großgaragen unzulässig.
Ausnahmen für Tankstellen nach § 7 Absatz 3 Nummer 1
der Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 22. April 1993
(BGBl. I S. 466, 479), werden ausgeschlossen.

3. In der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des Kerngebiets sind
oberhalb des zweiten Vollgeschosses nur Büro- und Ver-
waltungsräume sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle,
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zulässig.
Für das erste und zweite Vollgeschoss wird eine Geschoss-
fläche von 11.300 m2 als Höchstmaß festgesetzt. Für das
dritte und vierte Vollgeschoss wird eine Geschossfläche
von 9.500 m2 als Höchstmaß festgesetzt.

4. In den mit „(A)“ und „(B)“ bezeichneten Flächen des
Kerngebiets sind Wohnungen unzulässig. Ausnahmen
nach § 7 Absatz 3 Nummer 2 der Baunutzungsverordnung
werden ausgeschlossen.

5. In den mit „(C)“ bezeichneten Flächen des Kerngebiets sind
Wohnungen oberhalb des ersten Vollgeschosses zulässig.

6. In der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des Kerngebiets darf
die festgesetzte Gebäudehöhe von 17 m über Normalnull
durch mehrere untergeordnete Gebäudeteile auf maximal
40 vom Hundert der Fassadenlänge bis zu 4 m überschrit-
ten werden. Die einzelnen untergeordneten Gebäudeteile
dürfen eine Länge von jeweils höchstens 17 m nicht über-
schreiten.

7. In der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des Kerngebiets dür-
fen die festgesetzten Gebäudehöhen auf einer Fläche von
insgesamt höchstens 900 m2 für Technikräume, Treppen-
häuser/Fahrstuhlschächte, Oberlichter und Dachaufbau-
ten bis zu 3 m überschritten werden. Bauliche Anlagen
nach Satz 1 müssen einen Abstand von mindestens 9 m von
der festgesetzten Straßenverkehrsfläche haben. Pergolen
dürfen die festgesetzte Gebäudehöhe von 17 m über Nor-
malnull bis zu 4 m überschreiten und sind bei der Fläche
nach Satz 1 mitzurechnen.

8. Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse für die Überbau-
ung des Serrahns wird oberhalb der festgesetzten lichten
Höhe gezählt.

9. Von der festgesetzten Höhe der Fahrbahnoberkante des
Zentralen Omnibusbahnhofs in Hochlage von 10 m über
Normalnull darf bis zu 1,5 m abgewichen werden. Außer-
halb der festgesetzten überbaubaren Fläche des Zentralen
Omnibusbahnhofs in Hochlage sind bauliche Anlagen wie
zum Beispiel Kioske, Überdachungen, Wartebereiche,
Treppenaufgänge, Beleuchtung und Brüstungen bis zu
einer Höhe von 18,5 m über Normalnull zulässig.

10. Innerhalb der mit „(F)“ bezeichneten Fläche wird im Erd-
geschoss der festgesetzten Gemeinschaftsgarage „Fläche
für den Gemeinbedarf“ mit der Zweckbestimmung
„Anlage für den Zivilschutz“ und der Begünstigten „Bun-
desrepublik Deutschland“ festgesetzt. 

11. In den mit „(D)“ bezeichneten Flächen der Kerngebiete
sind die Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten
Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung der in
Satz 1 genannten Räume an den lärmabgewandten Gebäu-
deseiten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein aus-
reichender Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an
Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der
Gebäude geschaffen werden.

12. Auf den Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung ist sicherzustellen (zum Beispiel durch Blend-
schutzwände, Lärmschutzbrüstungen oder in ihrer
Wirkung vergleichbare Maßnahmen), dass wesentliche
Störungen der umliegenden Nutzungen durch Licht-
immissionen oder Lärmimmissionen vermieden werden.

13. In der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des Kerngebiets ist
die Belüftung der Aufenthaltsräume über die von der Ber-
gedorfer Straße und vom Weidenbaumsweg abgewandten
Seiten vorzunehmen. Soweit die Belüftung der Aufent-
haltsräume nicht entsprechend Satz 1 erfolgen kann, ist
sicherzustellen, dass vor den Fenstern, die der Belüftung
der Räume dienen, die maßgeblichen Grenzwerte der
Verordnung über Immissionswerte für Schadstoffe in der
Luft (22. BImSchV) in der Fassung vom 4. Juni 2007
(BGBl. I S. 1007) eingehalten werden.

14. In der mit „(A)“ bezeichneten Fläche des Kerngebiets sind
Werbeanlagen an Fassaden nur an der Stätte der Leistung



Dienstag, den 22. Januar 2008 35HmbGVBl. Nr. 5

unterhalb der Fenster des dritten Vollgeschosses zulässig.
In den mit „(E)“ bezeichneten Flächen des Kerngebiets
sind Werbeanlagen an Fassaden nur an der Stätte der Leis-
tung unterhalb der Fenster des zweiten Vollgeschosses
zulässig.

15. Die Fahrrechte umfassen die Befugnis der Freien und
Hansestadt Hamburg, Zufahrten zum Zentralen Omni-

busbahnhof als Rampen anzulegen und zu unterhalten.
Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Fahr-
rechten können zugelassen werden.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 8. Januar 2008.

Zweite Verordnung
zur Änderung der Verordnung

über die Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen
des öffentlichen Rechts in Hamburg 

Vom 15. Januar 2008

Auf Grund von § 1 Absatz 4 und § 3 Absatz 2 des Gesetzes
über die Verleihung der Rechte einer Körperschaft des öffent-
lichen Rechts an Religionsgesellschaften und Weltanschau-
ungsvereinigungen vom 15. Oktober 1973 (HmbGVBl. S. 434),
geändert am 27. November 2007 (HmbGVBl. S. 407), in Ver-
bindung mit dem Einzigen Paragraphen der Verordnung zur
Weiterübertragung von Verordnungsermächtigungen über die
Verleihung der Rechte einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts an Religionsgesellschaften und Weltanschauungsverei-
nigungen vom 11. Dezember 2007 (HmbGVBl. S. 440), wird
verordnet:

Einziger Paragraph

Die Anlage zur Verordnung über die Religionsgesellschaf-
ten und Weltanschauungsvereinigungen des öffentlichen
Rechts in Hamburg vom 21. Januar 2003 (HmbGVBl. S. 5),
geändert am 20. September 2005 (HmbGVBl. S. 405), wird wie
folgt geändert:

1. Abschnitt I wird wie folgt geändert:

1.1 Nummer 1.2.23 wird gestrichen.

1.2 Die bisherigen Nummern 1.2.4 und 1.2.26 werden durch
folgende neue Nummer 1.2.23 ersetzt:

„1.2.23 Ev.-luth. Kirchengemeinde Ohlsdorf-
Fuhlsbüttel“.

1.3 Die bisherige Nummer 1.2.25 wird Nummer 1.2.24.

1.4 Die bisherigen Nummern 1.2.27 bis 1.2.61 werden Num-
mern 1.2.25 bis Nummern 1.2.59.

1.5 Nummern 1.3.3, 1.3.4 und 1.3.6 werden durch folgende
neue Nummer 1.3.3 ersetzt:

„1.3.3 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Altona-Ost“.

1.6 Die bisherigen Nummern 1.3.5 und 1.3.7 werden Num-
mern 1.3.4 und 1.3.5.

1.7 Nummern 1.3.8 und 1.3.12 werden durch folgende neue
Nummer 1.3.6 ersetzt:

„1.3.6 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Ottensen – 
Christiankirche-Osterkirche“.

1.8 Die bisherigen Nummern 1.3.9 bis 1.3.11, 1.3.13 und
1.3.14 werden Nummern 1.3.7 bis 1.3.11.

1.9 Hinter Nummer 1.4 wird folgende neue Nummer 1.4.1
eingefügt:
„1.4.1 Ev.-Luth. Kirchengemeindeverband 

Hamburg-Lurup/Osdorfer Born“.
1.10 Die bisherigen Nummern 1.4.1 und 1.4.2 werden Num-

mern 1.4.2 und 1.4.3.
1.11 Die bisherige Nummer 1.4.3 wird gestrichen.
1.12 Nummer 1.4.11 erhält folgende Fassung:

„1.4.11 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Sülldorf-
Iserbrook“.

1.13 Nummern 1.5.4 und 1.5.5 werden durch folgende neue
Nummer 1.5.4 ersetzt:
„1.5.4 Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Trinitatis 

Harburg“.
1.14 Nummer 1.5.9 erhält folgende Fassung:

„1.5.9 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Kirchdorf“.
1.15 Nummern 1.6.1 bis 1.6.4 werden durch folgende neue

Nummer 1.6.1 ersetzt:
„1.6.1 Ev.-Luth.Kirchengemeinde Eidelstedt“.

1.16 Die bisherigen Nummern 1.6.5 und 1.6.6 werden Num-
mern 1.6.2 und 1.6.3.

1.17 Nummern 1.6.7 bis 1.6.9 werden durch folgende neue
Nummer 1.6.4 ersetzt:
„1.6.4 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Niendorf“.
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1.18 Die bisherige Nummer 1.6.10 wird Nummer 1.6.5.

1.19 Nummern 1.6.11 und 1.6.12 werden durch folgende neue
Nummer 1.6.6 ersetzt:

„1.6.6 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Stellingen“.

1.20 Nummern 1.7.11, 1.7.13 und 1.7.17 werden durch fol-
gende neue Nummer 1.7.11 ersetzt:

„1.7.11 Ev.-Luth. Kirchengemeinde Alt-Rahlstedt“.

1.21 Die bisherigen Nummern 1.7.14 bis 1.7.16 werden Num-
mern 1.7.13 bis 1.7.15.

1.22 Die bisherigen Nummern 1.7.18 bis 1.7.35 werden Num-
mern 1.7.16 bis Nummern 1.7.33.

2. Abschnitt II wird wie folgt geändert:

2.1 Nummer 1.1 erhält folgende Fassung:

„1.1 Katholischer Schulverband Hamburg“.

2.2 Nummer 1.1.20 wird gestrichen.

2.3 Die bisherigen Nummern 1.1.21 bis 1.1.24 werden Num-
mern 1.1.20 bis 1.1.23.

2.4 Die bisherige Nummer 1.1.25 wird Nummer 1.1.24 und
erhält folgende Fassung:

„1.1.24 Röm.-Kath. Kirchengemeinde St. Joseph 
in Hamburg-Wandsbek“.

2.5 Die bisherigen Nummern 1.1.26 und 1.1.27 werden
Nummern 1.1.25 und 1.1.26.

2.6 Nummer 1.1.28 wird gestrichen.

2.7 Nummern 1.1.29 und 1.1.30 werden durch folgende neue
Nummer 1.1.27 ersetzt:

„1.1.27 Röm.-Kath. Kirchengemeinde St. Maria – 
St. Joseph in Hamburg-Harburg“.

2.8 Nummern 1.1.31 und 1.1.32 werden Nummern 1.1.28
und 1.1.29.

3. In Abschnitt IV wird folgende Nummer 16 angefügt:

„16. Katholisches Bistum der Alt-Katholiken 
in Deutschland mit Sitz in Bonn“.
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Hamburg, den 15. Januar 2008.

Die Senatskanzlei


